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2 1 8 . Verordnung: Änderung der Dienstrechtsverfahrensverordnung 1981
2 1 9 . Verordnung: Allgemeine Viehzählung im Jahre 1991
2 2 0 . Kundmachung: Ausspruch des Verfassungsgerichtshofes, daß einzelne Bestimmungen der Marktord-

nungsgesetz-Novellen 1985, 1986 und 1987 verfassungswidrig waren und über die
Aufhebung einzelner Bestimmungen der Marktordnungsgesetz-Novellen 1985, 1986,
1987 und 1988 durch den Verfassungsgerichtshof

218. Verordnung der Bundesregierung, mit
der die Dienstrechtsverfahrensverordnung

1981 geändert wird

Auf Grund des § 2 des Dienstrechtsverfahrensge-
setzes 1984, BGBl. Nr. 29, wird verordnet:

Artikel I

Die Dienstrechtsverfahrensverordnung 1981,
BGBl. Nr. 162, zuletzt geändert durch die Verord-
nung BGBl. Nr. 171/1987, wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 1 Z 10 a lautet:

„10 a. Feststellungen und Verfügungen in Angele-
genheiten der Herabsetzung der Wochen-
dienstzeit (bei Lehrern der Lehrverpflich-
tung) auf die Hälfte und der Teilzeitbe-
schäftigung,".

2. An die Stelle des § 1 Abs. 1 Z 17 und 18 treten
folgende Bestimmungen:

„17. Entscheidung über Anträge auf Gewährung
von Sonderurlauben bis höchstens zwei
Wochen gegen nachträgliche Meldung an
die oberste Dienstbehörde, wenn nicht Z 33
lit. b oder § 3 Abs. 1 Z 2 anzuwenden ist,

18. Entscheidung über Anträge auf Gewährung
von Karenzurlauben bis höchstens zwei
Wochen gegen nachträgliche Meldung an
die oberste Dienstbehörde, wenn nicht
Z. 18 a, 30 oder 33 lit. c anzuwenden ist,

18 a. Feststellungen und Verfügungen in Angele-
genheiten von Karenzurlauben, auf die ein
Rechtsanspruch besteht oder, die kraft
Gesetzes eintreten, wenn nicht Z 30 anzu-
wenden ist,"

3. § 1 Abs. 1 Z 31 lautet:

„31. Feststellungen in Angelegenheiten der Ne-
bengebührenzulagen und ihrer Ermittlung,"

4. § 1 Abs. 1 Z 33 lit. b und c lautet:

,,b) Entscheidung über Anträge auf Gewährung
von Sonderurlauben bis höchstens drei
Monate, wenn nicht § 3 Abs. 1 Z 2 anzuwen-
den ist,

c) Entscheidung über Anträge auf Gewährung
von Karenzurlauben bis höchstens drei
Monate, wenn nicht Z 18 a oder 30 anzuwen-
den ist,"

5. § 2 Z 1 lautet:

„1. im Bereich des Bundeskanzleramtes:
a) das Amt der Österreichischen Staatsdruk-

kerei,
b) das Österreichische Statistische Zentral-

amt,"

6. § 2 Z 4 lit. e lautet:

,,e) das Amt der Münze Österreich,"

7. § 2 Z 7 und 8 lautet:

„7. im Bereich des Bundesministeriums für Lan-
desverteidigung:
a) das Korpskommando I,
b) das Korpskommando II,
c) das Militärkommando Wien,
d) das Kommando der Fliegerdivision,
e) das Kommando der Panzergrenadierdivi-

sion,
f) das Heeres-Materialamt;

den in den lit. a bis f angeführten Dienstbehör-
den wird abweichend vom § 1 Abs. 1 Z 24 die
Zuständigkeit in den Angelegenheiten der
Gewährung von Belohnungen, Vorschüssen
und Geldaushilfen sowie abweichend vom § 1
Abs. 1 Z 25 die Zuständigkeit in den Angele-
genheiten der Dienst- und Naturalwohnun-
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gen, Grundstücke, Hausgärten, Garagen und
Abstellplätze nicht übertragen;

8. im Bereich des Bundesministeriums für Unter-
richt und Kunst: die Landesschulräte (der
Stadtschulrat für Wien);"

8. §2 Z 10 lautet:

„10. im Bereich des Bundesministeriums für
Wissenschaft und Forschung:
a) die Universitäten (der Rektor, der Uni-

versitätsdirektor oder der Bibliotheksdi-
rektor für die ihm nach den Organisati-
onsvorschriften unterstehenden Beam-
ten),

b) die Kunsthochschulen (der Rektor oder
der Bibliotheksdirektor für die ihm nach
den Organisationsvorschriften unterste-
henden Beamten),

c) die Akademie der bildenden Künste in
Wien (der Rektor, der Bibliotheksdirek-
tor oder der Direktor der Gemäldegalerie
für die ihm nach den Organisationsvor-
schriften unterstehenden Beamten),

d) die Bundesversuchs- und Forschungsan-
stalt Arsenal,

e) die Österreichische Nationalbibliothek,
f) das Bundesdenkmalamt,
g) die Zentralanstalt für Meteorologie und

Geodynamik,
h) die Geologische Bundesanstalt;
den in den lit. a bis d angeführten Dienstbe-
hörden wird nur die Zuständigkeit zur
Wahrnehmung der im § 1 Abs. 1 Z 6, 7, 9 bis
11, 13 bis 23, 26, 30 und 31 genannten
Angelegenheiten sowie die Zuständigkeit zur
Gewährung von Vorschüssen übertragen;
den in den lit. e und f angeführten Dienstbe-
hörden wird nur die Zuständigkeit zur
Wahrnehmung der im § 1 Abs. 1 Z 9 bis 11,
13 bis 20 und 30 genannten Angelegenheiten
übertragen; den in den lit. g und h
angeführten Dienstbehörden wird nur die
Zuständigkeit zur Wahrnehmung der im § 1
Abs. 1 Z 9, 10, 11, 13, 14, 16 bis 18, 19 und 20
genannten Angelegenheiten übertragen."

9. An die Stelle des § 3 Abs. 1 Z 2 treten folgende
Bestimmungen:

„2. Entscheidung über Anträge auf Gewährung
von Sonderurlauben
a) bis zu einer Woche an einen Lehrer einer

Bundesschule, wenn dessen Vertretung
gesichert ist, und im Bereich des Bundes-
ministeriums für Wissenschaft und For-
schung an einen Beamten einer Einrich-
tung gemäß den §§ 24, 26, 30 a und 31 des
Forschungsorganisationsgesetzes, BGBl.
Nr. 341/1981,

b) bis zu drei Arbeitstagen in den übrigen
Fällen, wenn die Dienststelle nicht Dienst-
behörde ist.

Die Dienstbehörde kann anordnen, daß ihr die
Erteilung solcher Sonderurlaube zu melden
ist."

Artikel II

(1) Es treten in Kraft:
1. Art. I Z 8 mit 1. Oktober 1991,
2. die übrigen Bestimmungen dieser Verordnung

mit 1. Mai 1991.

(2) Verfahren, die am Tag vor dem Inkrafttreten
gemäß Abs. 1 anhängig waren, sind nach den
bisherigen Vorschriften fortzuführen.

Vranitzky Riegler Dohnal Mock Schüssel
Hesoun Ettl Löschnak Michalek Fasslabend
Fischler Feldgrill-Zankel Scholten Streicher Busek

219. Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft über eine Allge-

meine Viehzählung im Jahre 1991

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Bundesstatistikge-
setzes 1965, BGBl. Nr. 91, zuletzt geändert durch
BGBl. Nr. 448/1990, und des § 3 Abs. 1 des
LFBIS-Gesetzes, BGBl. Nr. 448/1980, wird —
hinsichtlich des § 5 im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen — verordnet:

§ 1. Das Österreichische Statistische Zentralamt
hat im Jahre 1991 mit Stichtag 3. Dezember eine
Allgemeine Viehzählung als Vollerhebung durchzu-
führen. Die Erhebungsgegenstände und Erhebungs-
merkmale sind der Anlage zu entnehmen, die einen
Bestandteil der Verordnung bildet.

§ 2. (1) Zur Auskunftserteilung sind alle Personen
verpflichtet, die die in der Anlage bezeichneten
Tiere halten oder im Erhebungszeitraum Stechvieh
hausgeschlachtet haben. Anzugeben ist der gesamte
Tierbestand einschließlich Einstellvieh.

(2) Bei Personen, die außer Geflügel keine
anderen Tiergattungen halten, ist eine Erhebung
erst ab einem Mindestbestand von 10 Stück
Geflügel durchzuführen.

§ 3. Die Erhebungen sind von der Gemeinde in
der Form durchzuführen, daß vom Bürgermeister
herangezogene Zählorgane auf Grund mündlicher
Befragung vom Österreichischen Statistischen Zen-
tralamt zur Verfügung gestellte, maschinell lesbare
Erhebungsformulare (1 Beleg pro Betrieb) auszufül-
len haben; ist der Auskunftspflichtige am Zähltag
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nicht anzutreffen, ist dieser verpflichtet, die
Angaben im Gemeindeamt (Magistrat) zu machen.
Hiebei ist vorzusorgen, daß die bei den Erhebungen
gemachten Angaben geheimgehalten werden und
unbefugten Dritten nicht zugänglich sind.

§ 4. (1) Die Gemeinden haben die Angaben aus
den Erhebungsformularen (P. 1 bis 49) in Hilfsli-
sten, die vom Österreichischen Statistischen Zen-
tralamt zur Verfügung gestellt werden, zu übertra-
gen, sodann die Gemeindesumme zu bilden und
letztere in die Gemeindeblätter (Urschrift und
Reinschrift) einzutragen. Die Hilfslisten und die
Urschriften der Gemeindeblätter verbleiben bei den
Gemeinden.

(2) Die Gemeinden — ausgenommen die Städte
mit eigenem Statut — haben die ausgefüllten
Erhebungsformulare sowie die Gemeindeblatt-
Reinschriften bis spätestens 9. Dezember 1991 der
zuständigen Bezirkshauptmannschaft vorzulegen.

(3) Die Bezirkshauptmannschaften haben die
Daten aus den Gemeindeblatt-Reinschriften in
Bezirkslisten zu übertragen, Bezirkssummen zu
bilden und sodann die Erhebungsformulare der
einzelnen Betriebe, die Gemeindeblatt-Reinschrif-
ten und die Bezirkslisten bis spätestens 13. Dezem-
ber 1991 im Dienstwege an das Österreichische
Statistische Zentralamt weiterzuleiten.

(4) Die Städte mit eigenem Statut haben die
Erhebungsformulare der einzelnen Betriebe sowie
die Gemeindeblatt-Reinschriften bis spätestens
13. Dezember 1991 im Dienstwege an das Österrei-
chische Statistische Zentralamt weiterzuleiten.

§ 5. Den Gemeinden ist für die ihnen bei der
Mitwirkung an dieser Erhebung entstehenden
Kosten je Tierhalter eine Abfindung in der Höhe
von 40,20 S zu gewähren.

§ 6. Das Österreichische Statistische Zentralamt
hat die gemäß § 1 in land- und forstwirtschaftlichen
Betrieben ermittelten Einzeldaten an den Bundesmi-
nister für Land- und Forstwirtschaft zur Aufnahme
in das land- und forstwirtschaftliche Betriebsinfor-
mationssystem (LFBIS) zu übermitteln.

Fischler

Anlage

Allgemeine Viehzählung 1991
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220. Kundmachung des Bundeskanzlers über
den Ausspruch des Verfassungsgerichtshofes,
daß einzelne Bestimmungen der Marktord-
nungsgesetz-Novellen 1985, 1986 und 1987
verfassungswidrig waren und über die Aufhe-
bung einzelner Bestimmungen der Marktord-
nungsgesetz-Novellen 1985, 1986, 1987 und

1988 durch den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 4, 5, 6 und 7 B-VG und
gemäß §§ 64 Abs. 2 und 65 des Verfassungsgerichts-
hofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 8. März 1991, G 227—231/90-9,
G 232—251/90-9, G 253—257/90-7, G 263—267/
90-8, G 268-272/90-8, G 327—331/90-7,
G. 37—40/91-9, G 52-54/91-7, G 55—59/91-7,
G 60, 61/91-7, G 62-65/91-7, G 103-107/91-4,
G 108—112/91-4, G 113—115/91-4, G 116-121/
91-7, dem Bundeskanzler zugestellt am 9. April
1991,

1. ausgesprochen, daß
a) Art. II Z 5 und 6 sowie Art. III Abs. 4 erster

Satz, Abs. 5 zweiter bis letzter Satz, die
Bezeichnung „zehn" in Abs. 6 erster Satz,
Abs. 7 zweiter Satz, Abs. 8 und Art. IV Abs.
2 der Marktordnungsgesetz-Novelle 1985,
BGBl. Nr. 291;

b) Abschn. I Art. II Z 13 bis 15 und 18 sowie
Art. III Abs. 6, Art. V und Art. VI Abs. 2
Z 2 des Bundesgesetzes über Änderungen
des Marktordnungsgesetzes 1985 (Markt-
ordnungsgesetz-Novelle 1986) und des
Bundesfinanzgesetzes 1986, BGBl. Nr.
183;

c) Art. II Z 12 bis 14, 15, soweit diese sich auf
§73 Abs. 7 bezieht, und Z 17 bis 19 der
Marktordnungsgesetz-Novelle 1987,
BGBl. Nr. 138

verfassungswidrig waren und
2. a) Art. III Abs. 1 bis 3, Abs. 4 zweiter Satz,

Abs. 5 erster Satz, Abs. 6 (mit Ausnahme
des Wortes „zehn" im ersten Satz), Abs. 7
(mit Ausnahme des zweiten Satzes) und
Abs. 9 bis 14 der Marktordnungsgesetz-
Novelle 1985, BGBl. Nr. 291;

b) Abschn. I Art. III Abs. 3 bis 5, Art. VI (mit
Ausnahme des Abs. 2 Z 2) und Art. VIII
des Bundesgesetzes über Änderungen des
Marktordnungsgesetzes 1985 (Marktord-
nungsgesetz-Novelle 1986) und des Bun-
desfinanzgesetzes 1986, BGBl. Nr. 183;

c) Art. III Abs. 4 (mit Ausnahme der Verfas-
sungsbestimmung) und Abs. 6, Art. IV (mit
Ausnahme der Verfassungsbestimmung)
und Art. V der Marktordnungsgesetz-No-
velle 1987, BGBl. Nr. 138;

d) Art. II Z 74 bis 76, 78, 83 und 84 sowie
Art. V der Marktordnungsgesetz-Novelle
1988, BGBl. Nr. 330

als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 29. Fe-
bruar 1992 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

(4) Die als verfassungswidrig festgestellten und
als verfassungswidrig aufgehobenen gesetzlichen
Bestimmungen sind auch auf jenen Sachverhalt
nicht mehr anzuwenden, der der beim Verfassungs-
gerichtshof zu G 108 — 112/91 anhängigen Rechts-
sache (Antrag des Verwaltungsgerichtshofes
A 25/91) zugrunde liegt.

Die als verfassungswidrig aufgehobenen Abs. 4
und 6 des Art. III der Marktordnungsgesetz-No-
velle 1987, BGBl. Nr. 138, sind auch auf jenen
Sachverhalt nicht mehr anzuwenden, der der beim
Verfassungsgerichtshof zu G 113—115/91 anhän-
gigen Rechtssache (Antrag des Verwaltungsge-
richtshofes A 26/91) zugrunde liegt.

Vranitzky


